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Änderungen im Erziehungsdienst, Vergütungsgruppenplan 21  
Regenerationstage, Zulage 
 
 

Rundschreiben des Ev. Oberkirchenrats vom 17. November 2022, 

AZ 25.00 Nr. 25.0-10- V111/6 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
die Arbeitsrechtliche Kommission hat in ihrer Sitzung am 23. Dezember 2022 mehrere 

Änderungen im Bereich des Erziehungsdienstes, Vergütungsgruppen-plan 21, beschlossen, 
welche wir Ihnen nachfolgend darlegen:  

 
1. Regenerationstage  
 

Die Anspruchsvoraussetzungen für die Regenerationstage sind in § 3 Absatz 1 und Absatz 2 
der Anlage 3.2.2 zur KAO geregelt:  

 
(1) Beschäftigte, die im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 
zur KAO in den Entgeltgruppen S2 bis S 13, S 15 Fallgruppe 1 und 2, S 16, S 17 

Fallgruppe 1 und 2 oder S 18 Fallgruppe 1 eingruppiert sind, haben bei Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei 

Arbeitstage Arbeitsbefreiung im Kalenderjahr unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 
(Regenerations-tage). Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der 
Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 

Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum 
Zeitpunkt der Antragstellung nach Absatz 2 Satz 2. Verändert sich im Zeitraum zwischen 

der Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage 
entsprechend. Verbleibt bei den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der 

mindestens einen halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Regenerationstag 

bleiben unberücksichtigt. 
 

Protokollerklärung zu Satz 1: 



Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr 
nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1 TVöD genannten Ereignisse und 

der Anspruch auf Krankengeld-zuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 TVöD), auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht 
gezahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von 

Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, 
Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 

MuSchG. 
 

(2) Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die Wünsche der/des 

Beschäftigten zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen 
Gründe entgegenstehen. Der/Die Beschäftigte hat den/die Regenerationstag/e spätestens 

vier Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem 
Arbeitgeber geltend zu machen. Der Arbeitgeber entscheidet über die Gewährung der 
Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies der/dem 

Beschäftigten in Textform mit. Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung 
der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 und 3 

auch eine kurzfristige Gewährung von Regenerationstagen möglich. Regenerationstage, für 
die im laufenden Kalenderjahr keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen dringender 

betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt worden sind, 
spätestens am 30. September des Folgejahres. 

 
Beschäftigte, die im Vergütungsgruppenplan 21 in den Entgeltgruppen S 2 bis S13, S 15 
Fallgruppe 1 und 2, S 16, S 17 Fallgruppe 1 und 2 oder S 18 Fall -gruppe 1 eingruppiert sind, 

haben bei der Verteilung der Arbeitszeit auf eine  
5-Tage-Woche Anspruch auf zwei Regenerationstage pro Kalenderjahr.  

Fachberatungen fallen derzeit nicht unter diese Regelung. Die Arbeitsrechtliche Kommission 
hat sich nach langen Diskussionen und den unterschiedlichsten Fallkonstellationen vor Ort 
dazu entschlossen, diese Berufsgruppe zusammen mit fachlichen Leitungen und 

Geschäftsführungen Kita bei den Verhandlungen im kommenden Sommer miteinzubeziehen.  
 

Bei der rechtlichen Betrachtung der Regenerationstage weisen wir daraufhin, dass es sich 
hierbei nicht um Urlaub im Sinne des Bundesurlaubsgesetzes handelt. Daher gelten für die 
Regenerationstage weder die gesetzlichen Bestimmungen noch die Regelungen der 

Kirchlichen Anstellungsordnung zum Urlaub. Die Übertragung in das Folgejahr sowie der Verfall 
wird abschließend durch die Anlage 3.2.2. zur KAO geregelt.  

 
a. Umfang 

Grundsätzlich haben Beschäftigte bei einer 5-Tage-Woche einen Anspruch auf zwei 

Regenerationstage. 
Vermindert sich die Verteilung der wöchentlichen Arbeitstage auf weniger als fünf Tage, 

vermindert sich die Anzahl der Regenerationstage entsprechend:  
 
- 5-Tage-Woche: 2 Regenerationstage pro Kalenderjahr (keine Umrechnung)  

- 3-Tage-Woche: 1 Regenerationstag pro Kalenderjahr (3/5 x 2 = 1,2, gerundet 1)  
- 2-Tage-Woche: 1 Regenerationstag pro Kalenderjahr (2/5 x 2 = 0,8, gerundet 1)  

- 1-Tage-Woche: kein Regenerationstag pro Kalenderjahr (1/5 x 2 = 0,4, gerundet 0) 
 

In Fällen mit sehr unregelmäßiger Arbeitszeit pro Woche sollte ein repräsentativer 

Referenzzeitraum gewählt werden, um eine durchschnittliche Anzahl von Tagen pro Woche zu 
ermitteln.  

 



Eine Umrechnung kann sich auch dann ergeben, wenn sich zwischen der Antragsstellung 
und der Gewährung von Regenerationstagen eine Änderung der Verteilung der Arbeitszeit 

auf die Wochentage ergibt:  
 

b. Änderung der Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit  
 
Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antragstellung und dem gewährten 

Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert 
sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. Wechseln Beschäftigte z. 

B. von einer 4-Tage-Woche in eine 3-Tage-Woche, entfällt der zweite Regenerationstag. 
Ob der/die Beschäftigte zuvor die überwiegende Zeit des Kalenderjahres Anspruch auf zwei 
Regenerationstage hatte, ist unmaßgeblich.  

Umgekehrt: Wechseln Beschäftigte z. B. von einer 3-Tage-Woche in eine  
5-Tage-Woche, erhöht sich der Anspruch von einem Regenerationstag auf zwei 

Regenerationstage. Diese Änderungen können vor der Geltendmachung konkreter 
Regenerationstage entstehen, so dass bei der Geltendmachung bereits der geänderte 
Anspruch zu berücksichtigen ist. 

 
c. Aufnahme oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

 
Der Anspruch auf zwei Regenerationstage bei einer 5-Tage-Woche entsteht, wenn im 
Kalenderjahr mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

Anderenfalls reduziert sich der Anspruch auf einen Regenerationstag.  
Durch diese Regelung entsteht ein Zeitraum von vier Kalendermonaten, vor deren Ablauf 

nur ein Regenerationstag beansprucht werden kann. Die Regelung in der 
Protokollerklärung zu Satz 1 gilt sowohl für Fälle, in denen das Arbeitsverhältnis beginnt als 
auch für laufende Arbeitsverhältnisse. Dies führt demnach dazu, dass vor Ablauf einer 

Wartezeit von vier Kalendermonaten nur ein Regenerationstag beansprucht werden 
kann. Sobald jedoch im Kalenderjahr für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 

Entgelt bestanden hat, kann die/der Beschäftigte auch den zweiten Regenerationstag 
beanspruchen oder – wenn der erste Regenerationstag noch nicht geltend gemacht wurde 
– beide Regenerationstage.  

Der 4-Monats-Zeitraum wird gemäß der Protokollerklärung auch dann erfüll t, wenn Zeiten 
von Entgeltfortzahlung (§ 21 Abs. 1 KAO) bzw. Zeiten, in denen Anspruch auf den 

Krankengeldzuschuss (§ 22 Abs. 2 und 3 KAO) besteht, erfüllt. Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und der Bezug von 

Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG. 
 

Beispiel:  
Eine voll Beschäftigte nimmt zum 1. Juni 2023 ihre Tätigkeit in der Entgeltgruppe S 4 auf. 
Sie hat im Jahr 2023 mit Beginn der Tätigkeit Anspruch auf einen Regenerationstag; mit 

Ablauf des 4-Monats-Zeitraums, also ab dem 1. Oktober 2023, hat sie Anspruch auf einen 
zweiten Regenerationstag.  

 
Beispiel: 
Ein Beschäftigter beantragt im Januar 2024 zwei Regenerationstage für den Monat März 

2024. Anfang Februar kündigt er das Arbeitsverhältnis zum 31. März 2024. Der Anspruch 
auf Regenerationstage besteht in Höhe von einem Regenerationstag. Soweit bereits 

aufgrund der Geltendmachung im Januar 2024 zwei Regenerationstage bewilligt wurden, 
kann nach Kenntnis der Kündigung nur noch ein Regenerationstag gewährt werden. Da im 
Kalenderjahr 2024 kein Entgeltanspruch/Entgeltfortzahlungsanspruch oder diesem 

gleichgestellten Anspruch von mindestens vier Kalendermonaten besteht, entfällt der zweite 
Regenerationstag. 



Endet das Arbeitsverhältnis am Ende des Kalenderjahres, sind keine Besonderheiten zu 
beachten. Ist am Ende des Kalenderjahres noch keine Freistellung für den oder die 

Regenerationstage erfolgt, entsteht kein Anspruch auf Abgeltung.  
Gleiches gilt für Fallgestaltungen, in denen das Arbeitsverhältnis im laufenden Kalenderjahr 

endet. Bei einem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis in den ersten vier 
Kalendermonaten eines Arbeitsverhältnisses reduziert sich der Anspruch auf einen 
Regenerationstag. 

 
d. Gewährung der Regenerationstage  

 
Der Arbeitgeber entscheidet über die Gewährung der Regenerationstage bis spätestens 
zwei Wochen vor diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform mit. Hierbei sind 

die Wünsche der Beschäftigten zu berücksichtigen. Den Wünschen der Beschäftigten 
können dringende betriebliche/dienst-liche Gründe entgegenstehen. Die Auslegung der 

Begrifflichkeit bestimmt sich nach dem allgemeinen Sprachverständnis unter 
Berücksichtigung des mit der Vorschrift verfolgten Zwecks. Die entgegenstehenden 
betrieblichen Interessen müssen mithin von erheblichem objektivem Gewicht sein. Sie 

müssen sich als zwingende „Hindernisse“ für die beantragte Freistellung von der Arbeitszeit 
darstellen. Dem steht nicht entgegen, die Regenerationstage unter Beteiligung der 

Mitarbeitervertretung in Zeiten von planmäßigen Schließzeiten der Kindertagesstätte 
vorzusehen.  
 

Beispiel:  
Ein Beschäftigter macht für den 17. Oktober 2023 beim Arbeitgeber die Gewährung eines 

Regenerationstages geltend. Der Arbeitgeber verweist auf die geplanten Abwesenheiten 
mehrerer Beschäftigter aufgrund von Fortbildungen. Da die Gewährung des 
Regenerationstages wegen dringender betrieblicher Gründe versagt wurde, wird dieser 

Regenerationstag in das Folgejahr übertragen. 
Haben Beschäftigte einen oder zwei Regenerationstag/e beantragt, ist diese Beantragung 

als einseitige Willenserklärung dem Arbeitgeber zugegangen und damit für die 
Beschäftigten bindend. Den Arbeitsvertragsparteien bleibt es jedoch möglich, 
einvernehmlich eine andere Lage der Regenerationstage zu vereinbaren. 

 
e. Wechsel des Arbeitgebers 

 
Wechseln Beschäftigte ihr Arbeitsverhältnis im laufenden Kalenderjahr zwischen 
Arbeitgebern, die jeweils der KAO unterliegen und haben diese Beschäftigten sowohl vor 

als auch nach dem Arbeitgeberwechsel eine SuE-Tätigkeit auszuüben, bleibt es bei dem 
kalenderjährlichen Anspruch auf zwei Regenerationstage.  

Der Anspruch auf Arbeitsbefreiung im Wege der Gewährung von Regenerationstagen 
besteht für jede/n Beschäftigte/n, soweit die übrigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt 
sind, aufgrund des Arbeitgeberwechsels nicht pro Arbeitgeber, sondern pro 

Kalenderjahr.  
Beim zweiten Arbeitgeber besteht für das laufende Kalenderjahr daher nur noch ein 

Anspruch in Höhe der beim bisherigen Arbeitgeber noch nicht gewährten 
Regenerationstage. Wurde/n der/die Regenerationstag/e beim ersten Arbeitgeber bereits 
gewährt, kann es beim zweiten Arbeitgeber nur noch zur Arbeitsbefreiung für im laufenden 

Kalenderjahr noch nicht gewährte Regenerationstage kommen. Dies führt dazu, dass sich 
der neue Arbeitgeber beim vorherigen Arbeitgeber über die bereits erfolgte Arbeitsbefreiung 

für Regenerationstage informieren muss. Wurden noch keine Regenerationstage gewährt, 
hat der oder die Beschäftigte einen sofortigen Anspruch auf die Gewährung der zwei 
Regenerationstage. Die oben genannte Viermonatsregel bei Anstellungsbeginn gilt in 

diesen Fällen nicht, sofern beim alten Arbeitgeber ein Anspruch auf Regenerationstage 
bestand.  



Wechseln Beschäftigte aus dem Bereich des TVöD oder anderen vergleichbaren 
öffentlichen Arbeitgebern bleibt es bei den oben genannten Voraussetzungen zur 

Gewährung der Regenerationstage (insbesondere Viermonatsregelung).  
 

f. Wechsel der Tätigkeiten beim selben Arbeitgeber  
 
Nehmen Beschäftigte ihre Tätigkeit im VGP 21 auf, nachdem sie bereits zuvor beim selben 

Arbeitgeber beschäftigt waren, und entsteht dadurch der Anspruch auf die 
Regenerationstage, ist der vor der Aufnahme der SuE-Tätigkeit bereits entstandene 

Entgeltanspruch ebenfalls i.S.d. Protokollerklärung zu Satz 1 zu berücksichtigen. 
Entgeltansprüche von anderen Arbeitgebern können nicht berücksichtigt werden.  
Nehmen Beschäftigte ihre Tätigkeit beim selben Arbeitgeber außerhalb des VGP 21 auf 

und entfällt dadurch der Anspruch auf die Regenerationstage, kann wie in Fällen verfahren 
werden, in denen das Arbeitsverhältnis endet. Es bestehen in Einzelfällen keine Bedenken, 

wenn vor dem Wechsel in die andere Tätigkeit vom Arbeitgeber genehmigte 
Regenerationstage noch nach dem Wechsel in die andere Tätigkeit durch Arbeitsbefreiung 
gewährt werden. Denn anders als bei der Änderung der Verteilung der wöchentlichen 

Arbeitszeit auf die Wochentage (z.B. von einer 4-Tage-Woche mit zwei Regenerationstagen 
in eine 3-Tage-Woche mit einem Regenerationstag) und anders als beim Ausscheiden 

der/des Beschäftigten bleibt dem Arbeitgeber die Arbeitskraft der/des Beschäftigten 
erhalten. 

 

g. Verfall 
 

Grundsätzlich verfallen Regenerationstage, für die im laufenden Kalenderjahr kein e 
Arbeitsbefreiung erfolgt.  
Dies gilt auch dann, wenn am Tag der Gewährung der oder des Regenerationstage/s eine 

Arbeitsunfähigkeit vorliegt. Es handelt sich gemäß der Anlage 3.2.2 nicht um Urlaub oder 
Zusatzurlaubstage. Die Regelung des § 9 BUrlG greift daher nicht und es gilt der 

Grundsatz, dass, wenn der Arbeitnehmer auch aus einem anderen Grund nicht gearbeitet 
hätte, kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht.  
Kann eine Arbeitsbefreiung für von den Beschäftigten geltend gemachte Regenerationstage 

aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen im laufenden Kalenderjahr nicht 
gewährt werden, so verfallen diese nicht gewährten Regenerationstage nicht; sie werden in 

das Folgejahr übertragen und müssen bis spätestens zum 30. September genommen 
werden. Im Folgejahr gelten die regulären Regelungen zur Geltendmachung bzw. zur 
Gewährung der übertragenen Regenerationstage. Eine weitere Übertragung von bereits 

übertragenen Regenerationstagen über den 30. September hinaus findet nicht statt. 
 

h. Besonderheiten für das Jahr 2023 
 
Noch vorhandene Regenerationstage aus dem Kalenderjahr 2022 sind in dem Kalenderjahr 

2023 zu gewähren. Abweichend von dem unter Buchstabe g) dargestellten Grundsatz, dass 
die Regenerationstage am 30. September verfallen, wird diese Frist einmalig auf den 31. 

Dezember 2023 verschoben. Sollten die Regenerationstage aus dem Jahr 2022 bis dorthin 
nicht genommen sein, gelten sie als verfallen.  
Für die Regenerationstage aus dem Kalenderjahr 2023 gelten die allgemeinen Regelungen 

und sollte eine Gewährung aus dringenden betrieblichen Gründen in dem Jahr 2023 nicht 
möglich sein, können diese bis zum 30. September 2024 beantragt und gewährt werden.  

 
2. SuE-Zulage 

 

Die neue sog. SuE-Zulage ist in § 2 der Anlage 3.2.2 zur KAO geregelt:  
 

„§ 2 Zulage 



Beschäftigte im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO 
in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 10 erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 

130,00 Euro.“ 
 

Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten (ab Entgeltgruppe S 13) erhalten 
keine SuE-Zulage, denn diese Beschäftigten haben von dem Tarifabschluss zum SuE im Jahr 
2015 stark profitiert und wurden daher im Rahmen des Tarifabschlusses 2022 von der SuE-

Zulage ausgenommen.  
Für Beschäftigte, die mangels entsprechender Antragstellung über den 30. Juni 2015 hinaus in 

der Entgeltgruppe S 10 verblieben sind, haben aufgrund der Bezugnahme auf die 
Entgeltgruppen S 2 bis S 10 Anspruch auf die SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 
Eine Anrechnung auf andere Zulagen findet grundsätzlich nicht statt.  

 
Beispiel:  

Eine Beschäftigte erhält aufgrund des Kindergeldbezugs eine Zulage gemäß § 11 AR-Ü. 
Dieser kinderbezogene Entgeltbestandteil bleibt als Zulage neben der SuE-Zulage bestehen, 
so dass beide Zulagen nebeneinander gezahlt werden, solange die jeweiligen 

Anspruchsgrundlagen erfüllt sind. 
Außerdem zählt die SuE-Zulage nicht zum Tabellenentgelt, so dass sie im Falle von 

Höhergruppierungen nicht bei der Berechnung des Unterschiedsbetrags gemäß § 17 Abs. 4 zu 
berücksichtigen sind.  

 

Es bestehen keine Bedenken, den Umstand, dass die SuE-Zulagen nicht für alle Beschäftigten 
im Bereich des Sozial- und Erziehungsdienstes gelten, bei der Berechnung der persönlichen 

Zulage nach § 14 Abs. 3 KAO insofern zu berücksichtigen, dass das Entgelt einschließlich der 
persönlichen Zulage nach § 14 Abs. 3 KAO nicht höher ist als das Entgelt bei dauerhafter 
Übertragung der Tätigkeit. Die SuE-Zulage wäre in derartigen Konstellationen bei der 

Berechnung der persönlichen Zulage nach § 14 Abs. 3 TVöD anzurechnen. 
 

Die SuE-Zulage wird zusätzlich zum regulären monatlichen Entgelt gezahlt. Die SuE-Zulage ist 
„monatliches Entgelt“ im Sinne von § 20 Abs. 2 Satz 1 KAO und fließt in die 
Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung ein. Gleiches gilt für die 

Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung nach § 21 KAO und für das Leistungsentgelt 
nach § 18 Abs. 3 KAO. Die SuE-Zulage ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.  

 
Für Teilzeitbeschäftigte gilt § 24 Abs. 2 KAO, so dass die SuE-Zulage in dem Umfang anfällt, 
der dem Anteil der jeweils individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an  der 

regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht.  
Wir bitten zu beachten, dass auch Beschäftigte, die zwischen dem 1. Juli 2022 

(Anspruchsbeginn) und der tatsächlichen Zahlung der SuE-Zulage ausgeschieden oder in eine 
Tätigkeit außerhalb des SuE gewechselt sind, ab dem Monat Juli 2022 bis zu ihrem 
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis bzw. bis zum Tätigkeitswechsel in eine Tätigkeit 

außerhalb des SuE Anspruch auf die Zulage haben. 
 

Altersteilzeitbeschäftigte im Teilzeitmodell erhalten die SuE-Zulage ebenfalls zeitanteilig in 
Höhe des sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 24 Abs. 2 KAO ergebenden 
Betrages zuzüglich der tariflichen Aufstockungs-leistungen (§ 7 TV FlexAZ). Die SuE-Zulage 

gehört zum Regelarbeitsentgelt im Sinne des § 7 Abs. 3 Satz 2 TV FlexAZ und wird somit bei 
der Berechnung der Aufstockungsleistungen nach § 7 Abs. 3 Satz 1 TV FlexAZ berücksichtigt.  

Altersteilzeitbeschäftigte im Blockmodell erhalten die SuE-Zulage während der 
Arbeitsphase ebenfalls zeitanteilig nach der Hälfte der der Altersteilzeit-vereinbarung 
zugrundeliegenden Vollzeitarbeit (§ 7 Abs. 2 Satz 1 HS 1 TV FlexAZ). Die andere Hälfte fließt 

in das Wertguthaben ein (§ 7 Abs. 2 Satz 1 HS 2 TV FlexAZ). 
Altersteilzeitbeschäftigte im Blockmodell, die sich in der Freistellungsphase befinden, 

erhalten keine SuE-Zulage. In der Freistellungsphase wird lediglich das (dynamisierte) 



Wertguthaben ratierlich ausgezahlt (§ 7 Abs. 2 Satz 1 HS 2 und Satz 2 TV FlexAZ). Der Monat 
des Wechsels von der Arbeits- in die Freistellungs-phase ist auch für die unterschiedlichen 

Auswirkungen hinsichtlich der SuE-Zulage maßgeblich. 
 

3. Umwandlungstage 
 

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat entschieden, dass für das Jahr 2023 ausschließlich die 

Zulage ausgezahlt wird und eine Umwandlung nicht möglich ist. Daher kann im Jahr 2023 
erstmals die Umwandlung für das Jahr 2024 geltend gemacht werden.  

Ab dem Jahr 2024 können die Beschäftigten, die eine SuE-Zulage erhalten, diese in maximal 
zwei freie Arbeitstage umwandeln.  
Die Umwandlung erfolgt über ein gestuftes Verfahren bestehend aus Geltendmachung und 

Beantragung wie folgt: 
 

- Geltendmachung im laufenden Kalenderjahr für das Folgejahr  
▪ in Textform  
▪ bis zum 31. Oktober des laufenden Kalenderjahres (erstmalig für das Kalenderjahr 

2024 bis zum 31. Oktober 2023)  
▪ Ausnahme: erstmaliger Anspruch auf eine SuE-Zulage (siehe unten) 

 
- Beantragung der konkreten Tage mit einer Frist von 4 Wochen in Textform. Die Frist gilt, 
sofern nicht zwei Umwandlungstage zeitgleich geltend gemacht werden, für jeden 

Umwandlungstag separat. Die Geltendmachung hat in Textform zu erfolgen. 
 

Der Arbeitgeber entscheidet über die Gewährung der oder des Umwandlungs-tage/s 
spätestens zwei Wochen vor dem von den Beschäftigten gewünschten Termin und teilt dies in 
Textform mit. Sofern Arbeitgeber nicht innerhalb dieser zeitlichen Vorgabe reagieren, führt dies 

nicht zu einer Zustimmung des Arbeit-gebers; die Umwandlungstage gelten als nicht bewilligt. 
In diesem Fall kommt es mangels Gewährung von Umwandlungstagen nicht zu einer 

Reduzierung der SuE-Zulage. Die Beschäftigten können in einem solchen Fall im laufenden 
Kalenderjahr den/die noch nicht gewährten Umwandlungstag/e erneut geltend machen.  
 

Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungstage durch den Arbeitgeber sind die Wünsche 
der/des Beschäftigten zu berücksichtigen. Der Arbeitgeber kann den Wunsch, 

Umwandlungstage auf ein bestimmtes Datum zu legen, aufgrund dringender 
betrieblicher/dienstlicher Gründe zurückweisen. Hier gelten die obigen Ausführungen zu den 
Regenerationstagen entsprechend.  

Nach erfolgter Arbeitsbefreiung wird die SuE-Zulage gekürzt, indem der Wert der/des 
Umwandlungstage/s als Entgeltbetrag ermittelt wird; maßgeblich sind dabei die Verhältnisse 

am Tag der Arbeitsbefreiung (Entgeltgruppe, -stufe und Arbeitszeitmodell). Die SuE-Zulage 
wird um diesen Betrag gekürzt, so dass bei entsprechend hohem Entgeltbetrag ggf. über 
mehrere Monate eine Kürzung der SuE-Zulage vorzunehmen ist. 

 
Für Beschäftigte, die erstmalig einen Anspruch auf die SuE-Zulage erhalten (z.B. Beginn 

des Arbeitsverhältnisses), besteht eine Sonderregelung; diese Beschäftigten können noch im 
laufenden Kalenderjahr sowohl die grundsätzliche Umwandlung der SuE-Zulage geltend 
machen als auch die konkreten Umwandlungstage als solche beantragen und nehmen.  

 
Voraussetzung ist, dass seit der Arbeitsaufnahme drei Kalendermonate vergangen sind; dabei 

kann es sich um den Beginn eines Arbeitsverhältnisses handeln oder auch um die Aufnahme 
einer Tätigkeit im SuE.  
 

Beispiel:  



Eine Beschäftigte beginnt ihre mit der Entgeltgruppe S 8b bewertete Tätigkeit am 1. Juni 2023. 
Ab dem 1. September 2023 kann sie die Umwandlung der SuE-Zulage für zwei 

Umwandlungstage im Jahr 2023 geltend machen.  
 

Beispiel:  
Ein Beschäftigter beginnt seine mit der Entgeltgruppe S 8b bewertete Tätigkeit am 
1. September 2023. Ab dem 1. Dezember 2023 kann er die Umwandlung der SuE-Zulage für 

zwei Umwandlungstage im Jahr 2023 geltend machen.  
Es besteht die Möglichkeit, einvernehmlich eine kurzfristige Gewährung der Umwandlungstage 

zu ermöglichen; in Fällen, in denen die reguläre Frist zur Geltendmachung von 4 Wochen nicht 
mehr eingehalten werden kann, wird empfohlen, von dieser Einvernehmlichkeitsregelung 
Gebrauch zu machen, soweit der Gewährung keine dringenden/betrieblichen Gründe 

entgegenstehen.  
 

Beispiel:  
Eine Beschäftigte beginnt ihre mit der Entgeltgruppe S 8b bewertete Tätigkeit am 
15. November 2022. Ab dem 15. Februar 2023 kann sie die Umwandlung der SuE-Zulage für 

zwei Umwandlungstage im Jahr 2023 geltend machen. 
 

Wie die Kürzung der Umwandlungstage genau erfolgt, wird in einem gesonderten 
Rundschreiben bekanntgegeben.  
Sollten Beschäftigte einen Umwandlungstag nicht nehmen können, der zwar fristwahrend 

geltend gemacht und vom Arbeitgeber auch bewilligt wurde, weil er in eine Elternzeit fällt, wird 
die SuE-Zulage mangels Arbeitsbefreiung nicht gekürzt. Diese Fallgestaltung ist auf 

Mutterschutzzeiten übertragbar.  
 
Sollten Beschäftigte einen Umwandlungstag nicht nehmen können, der zwar fristwahrend 

geltend gemacht und vom Arbeitgeber auch bewilligt wurde, weil er in die Zeit einer 
Arbeitsunfähigkeit fällt, wird die SuE-Zulage aufgrund der Arbeitsbefreiung gekürzt. Es gilt 

der Grundsatz, dass, wenn der Arbeitnehmer auch aus einem anderen Grund nicht gearbeitet 
hätte, kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht (u.a. BAG v. 23. Februar 2022).  
 

Unterbleibt die Beantragung der Umwandlungstage im laufenden Kalenderjahr, obwohl 
der/die Beschäftigte diese im Vorjahr geltend gemacht hatte, so geht der 

Umwandlungsanspruch mit dem Ablauf des Kalenderjahres für das damit ablaufende 
Kalenderjahr unter. Eine Übertragung auf das Folgejahr findet nicht statt; allenfalls ein bis zum 
31. Oktober des vergangenen Kalenderjahres geltend gemachter neuer 

Umwandlungsanspruch kann im neuen Kalenderjahr realisiert werden.  
 

4. Änderungen im VGP 21 
 

In die Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen S 2, S 3 und S 4 Fallgruppe 1 wurden 

ergänzend zu den bereits ausgebrachten Kinderpfleger/innen folgende Ausbildungsabschlüsse 
mit aufgenommen:  

 
- Sozialassistentinnen/Sozialassistenten mit staatlicher Anerkennung oder mit 
  staatlicher Prüfung 

- Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfer mit staatlicher 
  Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung.  

 
Bei der Anstellung der Beschäftigten ist daher zunächst der Fachkräftestatus nach dem KitaG 
zu prüfen, um festzustellen, welche Tätigkeiten übertragen werden können und erst in einem 

zweiten Schritt, welche Entgeltgruppe einschlägig ist. Die Entgeltgruppen S 2 bis S 4 lassen 
nach der Neuformulierung keinen Rückschluss auf den Fachkräftestatus zu.  

 



a. Zulage für Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter, Protokollerklärung  
Nr. 1a  

 
Es wird eine neue Protokollerklärung Nr. 1a aufgenommen, die eine Zulage  

i. H. v. 70,00 Euro für Tätigkeiten als Praxisanleiter/innen enthält.  
Es bestehen keine Bedenken, auch den Beschäftigten, die in die Entgeltgruppe S 10 
eingruppiert sind, bei Übertragung der entsprechenden Tätigkeit die Zulage zu zahlen. Die 

Zulage wird für die Praxisanleitung in der Ausbildung von  
- Erzieherinnen/Erziehern,  

- Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern,  
- Sozialassistentinnen/Sozialassistenten oder  
- Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspflegern  

gezahlt, wenn die Praxisanleitung einen zeitlichen Anteil von mindestens 15 Prozent an der 
Gesamttätigkeit ausmacht. 

Eine zusätzliche Fort- oder Weiterbildung ist nicht erforderlich, um Beschäftigten die 
Tätigkeit als Praxisanleiter/innen zu übertragen. Zur Ermittlung der für den 
Zulagenanspruch ausreichenden Zeitspanne sollte ein repräsentativer Zeitraum gewählt 

werden, i.d.R. wird hierbei eine Kalendervierteljahresbetrachtung anzulegen sein. 
 

Die Zulage steht nur für Zeiträume zu, für die Anspruch auf Entgelt oder auf die Fortzahlung 
des Entgelts gemäß § 21 KAO besteht und wird für Teilzeitbeschäftigte gemäß § 24 KAO 
entsprechend gekürzt.  

 
Der Träger benennt gem. § 13 Abs. 2 ErzieherVO bzw. § 13 Abs. 2 KiPflVO die 

Praxisanleitung. Grundsätzlich gibt es keine Vorgaben zur prozentualen Berechnung. 
Die Aufgaben ergeben sich aus der Absprache mit den Fachschulen und den 
entsprechenden Verordnungen zu dem Ausbildungsgang.  

Folgende Aufgaben sind bzw. sollten in der Praxisanleitung beinhaltet sein:  
 

 Aufgaben:  
▪ wöchentliches Anleitungsgespräch von ca. 1 Stunde bei PiA-Schüler/innen und 

Anerkennungspraktikant/innen als Empfehlung,  

▪ Anleitung von Einzelangeboten,  
▪ Unterstützung und Beobachtung der Schülerin/des Schülers,  

▪ Reflektion der Ausführung/des Einsatzes,  
▪ Erstellen eines Ausbildungsplans bei PiA und AP,  
▪ Teilnahme an Anleitertreffen (min 2x jährlich),  

▪ Besuche der Fachschule in der Einrichtung,  
▪ Unterstützung der Schülerin/des Schülers beim Erstellen von Berichten,  

▪ Unterstützen der Prüfungsvorbereitung,  
▪ Beurteilung der Schülerin/des Schülers 
 

b. Änderung der Protokollnotiz Nummer 3b  
 

Im Zuge der Überarbeitung des Vergütungsgruppenplans wurde die Protokollnotiznummer 
3 b geändert und damit eine Gleichstellung von Kinderpflegerinnen und Kinderpflegern in 
Bezug auf das gleichberechtigte Arbeiten mit Erzieherinnen und Erziehern hergestell t:  

Eine Eingruppierung von Beschäftigten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 10 KiTaG in 
Entgeltgruppe S 7 oder S 8 a erfolgt erst nach Abschluss der Qualifizierung (25 

Fortbildungstage innerhalb von zwei Jahren oder einjähriges Berufspraktikum) 
 
5. Änderung der Stufenlaufzeit  

 
§ 16 Abs. 2 KAO erhält eine Protokollnotiz, wonach die Zeit einer abgeschlossenen 

praxisintegrierten Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher bzw. zur 

https://www.kirchenrecht-wuerttemberg.de/document/17352
https://www.kirchenrecht-wuerttemberg.de/document/17352
https://www.kirchenrecht-wuerttemberg.de/document/17938


Heilerziehungspflegerin/zum Heilerziehungspfleger mit einer einjährigen einschlägigen 
Berufserfahrung angerechnet wird. 

 
Damit wird klargestellt, dass die Praxisanteile einer solchen Ausbildung nicht konkret 

berechnet oder gemessen werden müssen. Sollten die Praxisanteile tatsächlich mehr als ein 
Jahr ausmachen, erfolgt in jedem Fall nur die Berücksichtigung von einem Jahr, so dass dann 
bei einer Übernahme nach der Ausbildung (wie bei den Anerkennungspraktikanten) die 

Zuordnung zur Stufe 2 erfolgen kann.  
 

Die verlängerten Stufenlaufzeiten im VGP 21 werden zum 1. Oktober 2024 abgelöst und § 16 
KAO kommt zur Anwendung. Hierzu erfolgt nach einer weiteren Beschlussfassung im Februar 
2023 zur Überführung der Beschäftigten ein weiteres Rundschreiben.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Dr.  Michael Frisch 
Oberkirchenrat 

 
 
 


